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Meine Stellungnahme im Verfahren zur 1. Änderungsverordnung über das bestehende Landschaftsschutzgebiet „Sollingvorland-Wesertal“ im Landkreis Holzminden
Sehr geehrte Damen und Herren,
das Verfahren zur 1. Änderungsverordnung hat keine naturschutzfachliche Begründung.

Ich fordere den Fortbestand der gültigen Verordnung über das Landschaftsschutzgebiet „Sollingvorland-Wesertal“ im Landkreis Holzminden, beschlossen am 20.04.2015, und lehne
die vorgesehenen Aufweichungen entschieden ab.
Für das LSG „Sollingvorland – Wesertal“ besteht seit dem Beschluss vom 20.04.2015 eine Verordnung, die rechtsgültig ist. Die Verordnung war nach einem demokratisch geführten, transparenten Verfahren zustande gekommen. Auch die Überprüfung durch das niedersächsische Umweltministerium ergab keine Rechtswidrigkeit. Das Land bestätigte in Drs. 17/4069 die Sinnhaftigkeit und Rechtmäßigkeit des Bauverbotes für große Stallbauten in Zone 1 und 2, ebenso wie Windkraftanlagen. „Die angesprochenen Regelungen des Verbots der Errichtung baulicher Anlagen (für Zone 1 gemäß § 7 Abs. 1 Nr. 1; für Zone 2 gemäß § 7 Abs. 2 Nr. 6 i. V. m. § 7 Abs. 1 Nr. 1) sind grundsätzlich nicht zu beanstanden, denn sie dienen der Sicherung der Erhaltung des Landschaftsbildes, das vom Allgemeinen Schutzzweck nach § 4 Abs. 1 nach dessen eindeutigem Wortlaut erfasst wird. Der Besondere Schutzzweck insbesondere für Zone 2 nach § 6 schränkt den Allgemeinen Schutzzweck nach § 4 Abs. 1 weder dem Wortlaut noch dem Sinne nach ein. (Drs. 17/4069)

Neue Gründe, warum große Stallbauten nicht mehr gegen den Allgemeinen Schutzzweck verstoßen sollen sind nicht ersichtlich, zumal dieses Bauverbot auch im vorherigen LSG „Wesertal“ bestand. 

Die geplante Änderungsverordnung enthält weder Bauverbote noch Erlaubnisvorbehalte in der Schutzzone 2. Weiterhin sollen Erlaubnisvorbehalte allein in Schutzzone 1 gelten, wobei keine Größenbeschränkungen für Bauten vorgesehen sind. Dies hätte zur Folge, dass agrarindustrielle Großbauten gemäß § 35 BauGB für privilegierte landwirtschaftliche Bauvorhaben  im Vogelschutzgebiet möglich sind – und das ohne Befreiungsantrag! Dies verstößt gegen den allgemeinen Schutzzweck nach Erhalt und Sicherung des Landschaftsbildes. 

Ich fordere den Landkreis Holzminden daher auf, die zurzeit gültige Verordnung beizubehalten. 

Mit den geplanten Änderungen würde eine rechtsgültige Verordnung in eine rechtswidrige Verordnung überführt. Dies ist weder im Sinne des Gesetzes noch des Bürgers, auch bietet sie Bauwilligen keine Rechtssicherheit. Daher fordere ich den Landkreis Holzminden auf, die jetzt gültige Verordnung, die nach einem transparent geführten Verfahren mit vielen engagierten Teilnehmern zustande gekommen war, beizubehalten.

Die geplante Änderungsverordnung wurde im Eilverfahren gegen den Willen vieler Bürger auf den Weg gebracht. Für das jetzige LSG gab es mehr als 6000 Unterschriften, die die Landrätin entgegennahm. Die Änderungsverordnung wäre nicht nur wegen der o. g. inhaltlichen Mängel rechtswidrig, sondern schon aufgrund formaler Verfahrensfehler bei der öffentlichen Auslegung (mangelhafte Bekanntmachung und unvollständig ausgelegte Unterlagen). Das am 18.9.17 gestartete öffentliche Auslegungsverfahren wurde wegen kritischer Hinweise aus der Bevölkerung neu gestartet. Doch auch beim zurzeit laufenden Verfahren, wurden die Mängel nicht vollständig behoben. Ich sehe mich daher in meinen Rechten zur ordnungsgemäßen Bürgerbeteiligung verletzt und weise darauf hin, dass die Verordnung wegen o. g. Fehler juristisch anfechtbar wäre. Die derzeit gültige Verordnung ist bisher unwiderlegt rechtsgültig und daher beizubehalten, auch im Sinne der Kostenersparnis.
Ich fordere den Landkreis Holzminden auf, das Rechtsempfinden des Bürgers und das EU-Recht zu respektieren und von einer Änderung der am 20.04.2015 beschlossenen Verordnung abzusehen.
Die Rechtmäßigkeit der zurzeit gültigen LSG -Verordnung wird durch folgende Gerichtsurteile unterstützt:

OVG  Lüneburg  25.06.2016  (Az 4KN 273/13 )

OVG  Lüneburg  13.12.2001  ( 8 KN 38/01 )

OVG Lüneburg   20.01.2016  ( Az 4KN 15/14 )

Ich fordere vom Landkreis Holzminden auf Grundlage dieser Urteile die jetzige Verordnung beizubehalten.

Die Neuverordnung erleichtert den Bau großer landwirtschaftlicher Bauten, was zunehmende Bodenverdichtung sowie -versiegelung zur Folge hätte. Diese werden nunmehr als unschädlich eingeschätzt, obwohl die niedersächsische Vogelschutzstrategie z.B. dem Rotmilan die höchsten Schutzmaßnahmen einräumt. Der Milan sondern er benötigt ein ausgedehntes Brut- und Nahrungshabitat. Also offene störungsarme Flächen, Grünland. 

Daher müssen gerade die Populationen gestärkt werden, für die Deutschland eine besondere Verantwortung hat.
In der gültigen rechtssicheren LSG - Verordnung wird der Rechtsrahmen gemäß § 32(3) BNatSchG ausgeschöpft und Schutzziele klar formuliert. Das bedeutet, dass der Landkreis alle Bauvorhaben ausschließen muss, die auf Grundlage des BauGB 35 (3) diese Schutzziele beeinträchtigen würden.

Über die bekannten schädlichen Folgen des Betriebs großindustrieller Agraranlagen für Gesundheit, Tierwelt, Böden, Atemluft und Trinkwasser besteht in der wissenschaftlichen Welt kein Zweifel. 
Ist der Landkreis Holzminden im Begriff, diese höchsten Güter massiv vorgebrachten Einzelinteressen zu opfern?

Ich fordere den Landkreis Holzminden auf, die gültige, streng gefasste Verordnung beizubehalten.

Der Landkreis Holzminden stellt sich öffentlich immer wieder als Bewahrer und Pfleger der einzigartigen Landschaft mit ihrer besonderen Tier- und Pflanzenwelt dar. Die zurzeit gültige Verordnung trägt dem auf fortschrittliche Weise Rechnung. Die nunmehr „aufgeweichte“ Neuverordnung würde den Schutzzweck nicht nur missachten, sondern die Ausbreitung der Agrarindustrie ermöglichen. Das widerspricht allen Bestrebungen, das Weserbergland für den sanften Tourismus weiter zu erschließen.
Die Aufweichung der Verordnung widerspricht auch dem Klimaschutzkonzept des Landkreises und dem Masterplan 100% Klimaschutz, an dem der Landkreis Holzminden als Modellkommune teilnimmt und dafür auch Fördermittel bekommt. Es ist wissenschaftlich bewiesen, dass die agrarindustrielle Landwirtschaft einen sehr großen Anteil an den Treibhausgasemissionen hat und dass hier ein Umdenken notwendig ist.
Die Weiterentwicklung des sanften Tourismus sowie die dörfliche Entwicklung werden durch die Änderungsverordnung ebenfalls gefährdet. Viele Menschen von außerhalb kommen in die Region, um hier Erholung zu finden und die Schönheit der (noch vorhandenen) Natur zu genießen. Hier besteht auch ein sehr großes wirtschaftliches Potential für den Landkreis. Viele Projekte wurden und werden mit Fördermitteln aus der EU unterstützt (siehe Lenne-Radweg, Naturpark Solling-Vogler etc.) Es wäre ein Rückschritt, festgesetzte Schutzgebiete zugunsten von wirtschaftlichen Einzelinteressen aufzuweichen und all diese naturverträglichen  Projekte und Fördermittel durch die Zulassung von agarindustriellen Großanlagen zu gefährden.
Ich fordere den Landkreis Holzminden auf, die zurzeit gültige Verordnung beizubehalten, denn sie überzeugt mit einer fortschrittlichen Haltung, die mit den Forderungen der EU-Biodiversitätspolitik übereinstimmt. So kann der Landkreis zum Vorreiter in Sachen Naturschutzinvestitionen werden und dazu beitragen, dass das Weserbergland mit seiner besonderen Landschaft und Vielfalt auch künftigen Generationen erhalten bleibt.
Mit freundlichen Grüßen

